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Unterrichtung 
durch die Bundesregierung

Stellungnahme der Bundesregierung zu der Entschließung des 
Bundesrates zur Verringerung des Exports von Plastikmüll

Bundesministerium Berlin, 5. Juli 2021 
für Umwelt, Naturschutz 
und nukleare Sicherheit 
Parlamentarischer Staatssekretär

An den 
Präsidenten des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsidenten 
Dr. Reiner Haseloff 

Sehr geehrter Herr Bundesratspräsident,

anbei übersende ich Ihnen die erbetene Stellungnahme der Bundesregierung zur 

Entschließung des Bundesrates zur „Verringerung des Exports von Plastikmüll“ 

(BR-Drs. 202/20 (Beschluss)).

Mit freundlichen Grüßen 

Florian Pronold

siehe Drucksache 202/20 (Beschluss)
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Verpackungsgesetzes fördert das „Design for Recycling", indem die dualen 
Systeme verpflichtet sind, die Recyclingfähigkeit und den Einsatz von Kunst­
stoffrezyklaten in ihren Beteiligungsentgelten positiv zu berücksichtigen. 

Durch die ambitionierten Recyclingquoten des Verpackungsgesetztes sind 
die dualen Systeme in Deutschland seit 2019 verpflichtet, 58,5 Prozent aller 
Kunststoffverpack:ungsabfälle der haushaltsnahen Sammlung der werkstoff­
lichen Wiederverwendung zuzuführen. Diese Quote wird im kommenden 
Jahr auf 63 Prozent angehoben. Diese ambitionierten Anforderungen führen 
zu technologischen Innovationen in der Recyclingbranche. 

Mit den Ratsschlussfolgerungen zum Kreislaufwirtschaftsaktionsplan, die im 
Dezember 2020 unter deutscher Ratspräsidentschaft verabschiedet wurden, 
haben die Mitgliedsstaaten der Europäischen Kommission u.a. ein Mandat 
gegeben, die Verpackungsrichtlinie zu überarbeiten. Maßnahmen zur Verbes­
serung der Recyclingfähigkeit sollen hierbei einen hohen Stellenwert einneh­
men. Auch die Mitgliedsstaaten nehmen sich in die Pflicht, das Recycling zu 
stärken. Die Umsetzung auf europäischer Ebene wird sich auch positiv auf 
das Recycling in Deutschland auswirken. 

Vollzug der mitwirkenden Bundesbehörden 

Gemäß § 11 Absatz 2 des Abfallverbringungsgesetzes wirken die Zollbehör­
den und das Bundesamt für Güterverkehr im Rahmen ihrer bestehenden Auf­
gaben bei der Kontrolle von Verbringungen von Abfällen der hierfür zustän­
digen Länder mit. Bei der Setzung von Prioritäten bezüglich solcher Kontrol­
len werden u.a. die von den Ländern gemäß Abfallverbringungsgesetz erstell­
ten Kontrollpläne und die darin festgelegten Prioritäten einbezogen. 

Die Zollverwaltung ist für das Thema der illegalen Abfallverbringung fort­
laufend sensibilisiert. Kontrollen finden grundsätzlich risikoorientiert und 
stichprobenartig statt. Gleichwohl ist die Entschließung zum Anlass genom­
men worden, die Zollbehörden erneut konkret auf die beschriebene Proble­
matik hinzuweisen und auf verstärkte Kontrollen in diesem Bereich hinzu­
wirken. Ergänzend wurde der Informationsaustausch zwischen den am Voll­
zug mitwirkenden Behörden nochmals intensiviert. Die Zollverwaltung hat 
hierzu im Rahmen des jährlichen Erfahrungsaustausches mit den Länderbe­
hörden das Risikoprofilsystem der Zollverwaltung vorgestellt und die Län­
derbehörden ergänzend auch schriftlich darüber informiert. Mit Hilfe von 
Fachinformationen der Länderbehörden kann damit eine noch effizientere Ri-
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